
 
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Anfang dieser Woche tagte bereits das Parlament im Plenarsaal. Allerdings waren die 

Abgeordneten dabei deutlich jünger als sonst. Vom 27. bis 30. Mai 2017 fand im Bundestag 

nämlich die Veranstaltung „Jugend und Parlament“ statt. 315 Jugendliche aus dem gesamten 

Bundesgebiet, die von Mitgliedern des Bundestages nominiert wurden, stellten in einem 

Planspiel das parlamentarische Verfahren nach. Die Teilnehmer übernahmen für vier Tage die 

Rollen von Abgeordneten und simulierten vier Gesetzesinitiativen. Einer dieser Teilnehmer war 

Christian Kremer aus Wipperfürth. Einen Bericht dazu finden Sie auf meiner Homepage und bei 

Oberberg Aktuell. 

 

Wir reformieren in dieser Woche die Bund-Länder-Finanzbeziehungen und stärken die 

Betriebsrente. Die Betriebsrente ist eine wichtige Säule der Altersvorsorge. Mit Zuschüssen und 

Steuervorteilen erhöhen wir die Bereitschaft zur ergänzenden Sicherung des Alterseinkommens. 

Insbesondere Geringverdiener werden von einem neuen Betriebsrenten-Förderbetrag 

profitieren. 

 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

 

Ihr 

Klaus-Peter Flosbach 

 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Große Reform in den Bund-Länder-Finanzbeziehungen. 

Nach intensiven Beratungen stellen wir die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern auf 

eine neue Grundlage und schließen damit eines der wichtigsten Reformvorhaben dieser 

Koalition ab. Mit einem umfangreichen Gesetzgebungspaket, zu dem auch 

Grundgesetzänderungen gehören, sorgen wir für finanzielle Planungssicherheit in Bund und 

Ländern von 2020 bis mindestens 2030. Im Vordergrund dieser Reform steht für uns die 

gesamtstaatliche Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit. Damit tragen wir bei zu 

gleichwertigen Lebensverhältnissen in ganz Deutschland. 

Unterschiede in der Finanzkraft der Länder werden künftig nicht mehr durch einen horizontalen 

Finanzausgleich untereinander abgefedert, sondern über die Verteilung des Länderanteils an der 

Berlin-Report vom 01. Juni 



 
 

Umsatzsteuer. Ergänzend erklärt sich der Bund zu einer jährlichen zusätzlichen finanziellen 

Beteiligung bereit, die im Jahr 2020 rund 9,5 Milliarden Euro betragen wird. Im Gegenzug 

konnten wir strukturelle Verbesserungen im Bund-Länder-Verhältnis erreichen. So wird der 

Stabilitätsrat gestärkt, indem er die Einhaltung der Schuldenbremse zukünftig auch auf 

Länderebene überwacht. Im parlamentarischen Verfahren haben wir dem Bund einen größeren 

Einfluss auf die Ausgestaltung der Länderprogramme zur Verwendung der Bundesmittel 

gesichert. Zudem stärken wir die Weisungsmöglichkeiten des Bundes beim Steuervollzug und 

machen somit den Vollzug im Finanzwesen effizienter. Des Weiteren schaffen wir mit einer 

neuen Bundeskompetenz die Grundlage für ein Bürgerportal, mit dem die Dienstleistungen von 

Bund und Ländern digital leicht erreichbar sein werden. 

Autobahnen sind für uns als starke Wirtschaftsnation wichtige Lebensadern. Um Planung, Bau, 

Betrieb und Erhalt der Autobahnen künftig effizienter und schneller zu gestalten, übertragen wir 

diese Aufgaben von 16 Ländern auf den Bund. Dort schaffen wir eine Infrastrukturgesellschaft, 

die ab 2021 die genannten Aufgaben übernimmt. Wir sichern den über 10.000 Beschäftigten 

einen guten Übergang zum Bund zu und werden auf ihre Bedürfnisse bei diesen Veränderungen 

achten. 

Wir reformieren in diesem Paket zudem den Unterhaltsvorschuss, eine besondere Hilfe für 

Alleinerziehende und ihre Kinder. Wir erweitern diese Unterhaltsleistung auf die betroffenen 

Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, es kommen also die 12- bis 17-Jährigen als neue 

Anspruchsberechtigte hinzu. 

Schließlich schaffen wir die Grundlage dafür, dass der Bund finanzschwachen Kommunen 

Finanzmittel für die Schulen zur Verfügung stellen kann. An der Kernzuständigkeit der Länder 

für das Bildungswesen ändert sich damit nichts, aber wir wollen in einem für die Zukunft 

unseres Landes wichtigen Bereich gezielte Hilfen ermöglichen, die Kindern zugutekommen. Als 

Land ohne Rohstoffe sind kluge Köpfe unsere Zukunft.  

 

Wir haben eine klare Haltung in der Außenpolitik. 

In den letzten Tagen und Wochen wird intensiv über die Situation in den Vereinigten Staaten 

diskutiert. Für uns ist klar: Die deutsch-amerikanischen Beziehungen sind ein fester Pfeiler 

unserer Außen- und Sicherheitspolitik. Deutschland wird weiter daran arbeiten, diese 

freundschaftlichen Beziehungen zu stärken. Gerade deswegen ist es aber auch richtig, 

Differenzen unter Freunden ehrlich zu benennen. 

Ein starkes Europa ist uns als Union seit jeher wichtig. Wir wollen nicht überall mehr, sondern 

in den entscheidenden Dingen ein besseres Europa: bei der inneren und äußeren Sicherheit, bei 

der Wettbewerbsfähigkeit, bei der Digitalisierung und beim weltweiten Werben für Freihandel. 

Wir sind bereit, mit dem französischen Staatsprädienten Emmanuel Macron als überzeugtem 

Europäer einen Impuls für diese stärkere EU zu setzen. Das ist keine Abgrenzung gegenüber den 

USA, sondern seit langem ein Pfeiler unserer Außenpolitik. 

Zu Incirlik: Wir haben eine klare Position. Wenn die Türkei bei ihrem Nein zum Besuchsrecht 

von Abgeordneten des Deutschen Bundestages bei den in Incirlik stationierten 



 
 

Bundeswehrsoldaten bleibt, kann die Bundeswehr dort nicht bleiben. Die Bundesregierung 

sucht bereits alternative Standorte. Der Bundesaußenminister möchte mit der Türkei noch 

einmal verhandeln, weshalb es unverständlich ist, dass seine eigene SPD-Fraktion ihn dabei 

nicht unterstützen will. Wir lassen uns jedenfalls nicht drängen. 

Stärkung der Betriebsrente als wichtige Säule der Altersvorsorge. 

Wir haben in dieser Legislaturperiode viel zum Thema Rente umgesetzt. Jetzt stärken wir mit der 

Betriebsrente das Zusammenspiel von gesetzlicher Rentenversicherung und ergänzender 

Altersvorsorge. Derzeit haben rund 60 Prozent der Arbeitnehmer in Deutschland Anspruch auf 

eine Betriebsrente. Mit Zuschüssen und Steuervorteilen erhöhen wir die Bereitschaft zur 

ergänzenden Sicherung des Alterseinkommens. 

Insbesondere Geringverdiener profitieren von dem neuen Betriebsrenten-Förderbetrag. Bei 

Einkommen bis zu 2.200 Euro brutto im Monat bezuschussen wir einen Arbeitgeberbeitrag zur 

Betriebsrente von bis zu 480 Euro im Jahr mit bis zu 144 Euro. Für Geringverdiener wird eine 

Betriebsrente attraktiver, weil bis zu 200 Euro im Monat nicht mehr mit der Grundsicherung im 

Alter verrechnet werden. Wer vorsorgt, bekommt mehr. Auch der staatliche Zuschuss zur 

Riester-Rente steigt um 21 Euro auf 175 Euro pro Jahr. 

Die betriebliche Altersversorgung soll künftig zusätzlich über Tarifverträge ausgebaut werden. 

Die Arbeitnehmer sollen, begrenzt auf ein neues Sozialpartnermodell, auf eine Garantie 

verzichten, wie hoch die Betriebsrente am Ende ausfällt. Den Beschäftigten wird stattdessen eine 

Zielrente angeboten. Die neue Betriebsrente ohne Garantien ist ein Vertrauensvorschuss an die 

Tarifvertragspartner, an Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Es ist jetzt ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, 

dass das Vertrauen in die Sicherheit des neuen Modells gerechtfertigt bleibt. Uns ist wichtig, 

dass sich kleine, nicht-tarifgebundene Betriebe dem neuen Modell anschließen können und 

dass es gut funktionierende, bestehende Betriebsrentensysteme nicht verdrängt. 

II. Die Woche im Parlament 

 

Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und anderer Gesetze 

(Betriebsrentenstärkungsgesetz). In zweiter und dritter Lesung verabschieden wir wie oben 

beschrieben grundlegende Veränderungen der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland, 

die unter anderem das Sozialpartnermodell betreffen. Weitere Regelungsbereiche umfassen eine 

neue Geringverdienerförderung und die Optimierung der Riester-Rente mit Erhöhung der 

Grundzulage. 

Gesetz zu dem Übereinkommen des Europarats vom 11. Mai 2011 zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt. Um diese Formen der Gewalt 

einzudämmen und möglichst zu verhindern, ermöglichen wir in zweiter und dritter Lesung 

unseren Beitritt zum EU-Übereinkommen. Mit der Einführung des Grundsatzes „Nein heißt 

Nein“ in das Sexualstrafrecht haben wir bereits eine Maßnahme im Sinne des Übereinkommens 

in nationales Recht umgesetzt. Mit der Zustimmung zu diesem Europaratsübereinkommen 

verpflichten wir uns zu vorbeugenden Maßnahmen des Gewaltschutzes sowie dem Schutz und 

der Unterstützung der Opfer. 



 
 

Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen. Ehen zwischen Minderjährigen können das Wohl 

der Kinder bzw. Jugendlichen sowie deren Entwicklungschancen maßgeblich beeinträchtigen. 

Im Sinne des Kindeswohles und des Schutzbedürfnisses Minderjähriger beraten und 

beschließen wir ein Gesetz, mit dem wir das Ehemündigkeitsalter im deutschen Recht 

ausnahmslos auf 18 Jahre festlegen. Zudem werden Ehen, bei denen ein Ehepartner zum 

Zeitpunkt der Heirat unter 16 Jahre alt war, für nichtig erklärt. War einer der Ehepartner 16 oder 

17 Jahre, kann auf Antrag die Ehe durch Gerichtsbeschluss annulliert werden. Wir setzen damit 

unsere Werteordnung auch gegenüber im Ausland geschlossenen Ehen durch, wenn die 

Ehepartner etwa als Flüchtlinge nunmehr nach Deutschland kommen. 

Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes ‒ Strafbarkeit nicht genehmigter 

Kraftfahrzeugrennen im Straßenverkehr. In erster Lesung beraten wir einen Gesetzentwurf, 

mit dem wir die Veranstaltung illegaler Straßenrennen ebenso wie die Teilnahme daran unter 

Strafe stellen wollen. Bisher sind illegale Straßenrennen nur als Ordnungswidrigkeit verfolgbar, 

was den damit verbundenen erheblichen Gefahren für unschuldige Passanten oder andere 

Verkehrsteilnehmer nicht gerecht wird. Wir zeigen damit: Bei illegalen Straßenrennen gilt für 

uns "null Toleranz". 

Legislaturbericht Digitale Agenda 2014 bis 2017. Der vorliegende Bericht beschreibt Erfolge 

und Maßnahmen der im Koalitionsvertrag vereinbarten „Digitalen Agenda 2014 bis 2017“ der 

Bundesregierung. Zu ihren Kernzielen gehören die Verbesserung von Wachstum und 

Beschäftigung, vermehrter Zugang und Teilhabe für alle Menschen und die Gewährleistung von 

Vertrauen und Sicherheit in digitale Technik und Kommunikation. Bedeutende Maßnahmen 

ihrer Umsetzung sind unter anderem der Ausbau der flächendeckenden Breitband-Infrastruktur, 

die Förderung von Industrie 4.0 und die Cyber-Sicherheitsstrategie. 
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Verantwortliche Ansprechperson: 
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